
 

  

S 10 AS 524/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitslosengeld II

Erfüllungsfiktion
Erstattungsanspruch
Erstausstattung Wohnung
örtliche Zuständigkeit
Umzug
Widerklage

Leitsätze 1. Wird ein Antrag auf Bewilligung von
Leistungen für Bedarfe der
Erstausstattung einer Wohnung im
Zusammenhang mit einem Umzug zu
einem Zeitpunkt gestellt, zu dem der
Leistungsberechtigte seinen
gewöhnlichen Aufenthalt noch im Bereich
des Trägers am Wegzugsort hatte, ist der
bisherige Träger für die
Leistungserbringung zuständig.
2. Im Fall der Antragstellung vor dem
Umzug erfolgt nach dem Umzug kein
Wechsel der örtlichen Zuständigkeit.
3. Eine generelle Zuständigkeit des
Trägers am Zuzugsort für die Gewährung
von Leistungen für Bedarfe der
Erstausstattung einer Wohnung bei einem
Umzug besteht nicht.

Normenkette SGB I § 16
SGB II § 24 Abs 3 Satz 1 Nr 1
SGB II § 36
SGB X § 105
SGB X § 107
SGG § 100

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 AS 524/18
Datum 22.11.2019
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2. Instanz

Aktenzeichen L 11 AS 802/19
Datum 26.01.2021

3. Instanz

Datum -

Â 

I. Das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 22.11.2019 wird aufgehoben.

II. Der Beklagte wird unter Aufhebung des Bescheides vom 12.09.2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 06.11.2018 verurteilt, dem KlÃ¤ger
Leistungen fÃ¼r die Erstausstattung der Wohnung i.H.v. 2.084,00 â�¬ zu
gewÃ¤hren. Im Ã�brigen wird die Klage des KlÃ¤gers abgewiesen.

III. Der Beklagte wird verurteilt, dem Beigeladenen Leistungen i.H.v. 229,00 â�¬ zu
erstatten. Im Ã�brigen wird die Berufung des Beigeladenen zurÃ¼ckgewiesen.

IV. Der Beklagte hat dem KlÃ¤ger die auÃ�ergerichtlichen Kosten seiner Klage in
beiden RechtszÃ¼gen zu erstatten. Die Kosten des Verfahrens der Widerklage in
beiden RechtszÃ¼gen hat der Beigeladene zu 9/10 und der Beklagte zu 1/10 zu
tragen.

V. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Streitig sind Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes (Arbeitslosengeld II
â�� Alg II) nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) im Hinblick auf eine
Erstausstattung fÃ¼r eine Wohnung.

Der 1996 geborene KlÃ¤ger ist Ã¤thiopischer StaatsangehÃ¶riger und verfÃ¼gt
Ã¼ber eine Aufenthaltserlaubnis nach Â§ 25 Abs. 2 Satz 1 2.Alt Aufenthaltsgesetz
(AufenthG). Er wohnte zunÃ¤chst in einer Gemeinschaftsunterkunft in der Stadt H.
und bezog in der Zeit vom 01.07.2017 bis 15.08.2018 Alg II vom Beklagten, ab dem
16.08.2018 sodann vom Beigeladenen.

Mit Mietvertrag vom 08.08.2018 mietete der KlÃ¤ger ab 16.08.2018 eine Wohnung
im Bereich des Beigeladenen an. Am 14.08.2018 ging beim Beigeladenen ein
Antrag des KlÃ¤gers vom 13.08.2018 ein, mit dem er neben der Ã�bernahme der
Kaution fÃ¼r die neue Wohnung auch die GewÃ¤hrung einer
â��MÃ¶belerstausstattungâ�� beantragte. Mit Fax vom 17.08.2018 leitete der
Beigeladenen den Antrag an den Beklagten weiter und verwies darauf, dass im
Hinblick auf den Zeitpunkt der Antragstellung und den seinerzeitigen
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten dieser fÃ¼r die
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Bewilligung der Wohnungserstausstattung zustÃ¤ndig sei. Gleichwohl lehnte der
Beigeladene mit Bescheid vom 29.08.2018 den Antrag auf Bewilligung einer
Wohnungserstausstattung unter Verweis auf die ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten ab.
Mit einem weiteren Bescheid vom 05.09.2018 lehnte der Beigeladene den Antrag
auf Bewilligung einer Wohnungserstausstattung nochmals ab und verwies erneut
auf die ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten.

In einem Schreiben vom 04.09.2018 an den Beigeladenen fÃ¼hrte der Beklagte
aus, dass die fehlerhafte Ablehnungsentscheidung des Beigeladenen dazu fÃ¼hre,
dass der KlÃ¤ger voraussichtlich seit Mitte August 2018 unter unzumutbaren
Bedingungen in seiner Wohnung leben mÃ¼sse, da er nicht die MÃ¶glichkeit habe,
sich EinrichtungsgegenstÃ¤nde anzuschaffen, weshalb darum gebeten werde, nach
dem Gesetz zu handeln und die Wohnungserstausstattung zu bewilligen. Am
20.09.2018 stellte der AuÃ�endienst des Beigeladenen im Rahmen eines
Hausbesuchs fest, dass die angemietete Wohnung komplett leer sei. Es solle ein
Darlehen fÃ¼r die Erstausstattung bewilligt werden. Dementsprechend bewilligte
der Beigeladene mit Bescheid vom 20.09.2018 ein Darlehen â��gemÃ¤Ã� Â§ 24
Abs. 1 SGB IIâ�� als Sachleistung in Form eines MÃ¶belberechtigungs- und
Warengutscheins fÃ¼r ein gebrauchtes Einzelbett mit Lattenrost und neuer
Matratze (max. 127,00 â�¬), einen gebrauchten Kleiderschrank (max. 60,00 â�¬),
eine gebrauchte KÃ¼chenzeile mit Herd, KÃ¼hlschrank und Standardarmatur (max.
550,00 â�¬) einen gebrauchten Esstisch (max. 45,00 â�¬), zwei gebrauchte
StÃ¼hle (max. je 10,00 â�¬), einen gebrauchten Wohnzimmerschrank (max.
121,00 â�¬), eine gebrauchte Couchgarnitur (max. 68,00 â�¬), einen gebrauchten
Sessel (max. 28,00 â�¬), einen gebrauchten Couchtisch (max. 45,00 â�¬), einen
gebrauchten Bad-Spiegelschrank (max. 25,00 â�¬), fÃ¼nf gebrauchte
Deckenlampen (max. je 10,00 â�¬) und eine Waschmaschine (max. 330,00 â�¬)
sowie 160,00 â�¬ als Geldleistung fÃ¼r Haushaltswaren und Bettzeug. Leistungen
fÃ¼r weitere GegenstÃ¤nde wie Teppiche, Staubsauger, Gardinen, Duschvorhang,
etc. sowie weitere Ã�fen wurden nicht gewÃ¤hrt. Das Darlehen werde nach
AusÃ¼bung des Ermessens gewÃ¤hrt, weil ein unabweisbarer Bedarf an
Wohnungserstausstattung bestehe und der Beklagte eine einmalige Beihilfe
abgelehnt habe. Eine Aufrechnung des Darlehens erfolge zunÃ¤chst wegen einer
bereits laufenden anderweitigen Aufrechnung nicht. Sollte der Beklagte
zustÃ¤ndigkeitshalber die Wohnungserstausstattung als einmalige Beihilfe
bewilligen, werde bei diesem eine Erstattung der gezahlten Leistungen geltend
gemacht. Die darlehensweise Bewilligung wÃ¼rde sich dann erledigen. Aufgrund
des MÃ¶belberechtigungsscheins erhielt der KlÃ¤ger EinrichtungsgegenstÃ¤nde im
Wert von 1.862,00 â�¬ (Rechnung des M. O-Stadt vom 05.11.2018). Weiter wurde
ein Anschluss des Elektroherdes unter Rechnungstellung von 62,00 â�¬ (Rechnung
des Kaufhauses vom 09.11.2018) vorgenommen. Mit weiterem Bescheid vom
08.10.2018 gewÃ¤hrte der Beigeladene eine einmalige Beihilfe i.H.v. 229,00 â�¬
nach Â§ 24 Abs. 3 SGB II fÃ¼r einen Ã�lofen. Gegen die GewÃ¤hrung der
Sachleistungen als Darlehen im Bescheid vom 20.09.2018 legte der KlÃ¤ger
Widerspruch ein, den der Beigeladene mit Widerspruchsbescheid vom 16.10.2018
zurÃ¼ckwies. Dagegen erhob der KlÃ¤ger am 15.11.2018 beim Sozialgericht
WÃ¼rzburg (SG) Klage (S 15 AS 506/18). Mit Beschluss vom 26.04.2019 ordnete
das SG das Ruhen des Verfahrens an.
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Bereits am 07.09.2018 beantragte der KlÃ¤ger (erneut) die Bewilligung einer
Wohnungserstausstattung beim Beklagten. Mit Bescheid vom 12.09.2018 lehnte der
Beklagte den Antrag ab. Der Jobcenter, an dem der KlÃ¤ger seinen Wohnsitz habe,
sei Ã¶rtlich zustÃ¤ndig. Den dagegen eingelegten Widerspruch des KlÃ¤gers vom
27.09.2019 wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 06.11.2018 zurÃ¼ck.
Die Antragstellung auf Wohnungserstausstattung sei erst am 07.09.2018 erfolgt
und der KlÃ¤ger bereits am 16.08.2018 nach Erlenbach umgezogen. Eine
ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten sei daher nicht mehr gegeben.

Mit Schreiben vom 19.08.2019 zeigte der Beigeladene gegenÃ¼ber dem Beklagten
einen Erstattungsanspruch nach â��Â§ 105 SGB Xâ�� im Hinblick auf den dem
KlÃ¤ger gewÃ¤hrten â��Darlehensbetrag i.H.v. 2.313,00 â�¬â�� an.

Gegen den Widerspruchsbescheid des Beklagten vom 06.11.2018 hat der KlÃ¤ger
am 04.12.2018 beim SG Klage erhoben. Das SG hat mit Beschluss vom 29.07.2019
(18 SG) den Jobcenter Landkreis Miltenberg zum Verfahren beigeladen. Dieser hat
beantragt, den Beklagten zur Leistung und zur Zahlung von 2.313,00 â�¬ an den
Beigeladenen zur Tilgung des an den KlÃ¤ger bewilligten Darlehens zu verpflichten.
Mit Urteil vom 22.11.2019 hat das SG den Beigeladenen verurteilt, die dem KlÃ¤ger
bereits darlehensweise gewÃ¤hrte Erstausstattung stattdessen zuschussweise zu
gewÃ¤hren, und die Klage im Ã�brigen abgewiesen. Der Anspruch auf GewÃ¤hrung
der Erstausstattung sei unstreitig. FÃ¼r die Leistungserbringung sei der
Beigeladene zustÃ¤ndig. Zwar sei primÃ¤r der Aufenthalt des Leistungsberechtigten
im Zeitpunkt der Antragstellung fÃ¼r die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit maÃ�geblich, es
sei aber fÃ¼r jeden Leistungstag zu prÃ¼fen, wo die leistungsberechtigte Person
ihren gewÃ¶hnlichen bzw. tatsÃ¤chlichen Aufenthalt habe, so dass eine Ã�nderung
des gewÃ¶hnlichen bzw. tatsÃ¤chlichen Aufenthalts auch einen
ZustÃ¤ndigkeitswechsel zur Folge habe. Durch die Verlegung des gewÃ¶hnlichen
Aufenthaltsortes in den Bereich eines anderen GrundsicherungstrÃ¤gers folge
zugleich zwingend der gesetzliche Wechsel der Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit. Auch das
Bundessozialgericht (BSG) habe in der Entscheidung vom 23.05.2012 (B 14 AS
156/11 R) die Frage unbeantwortet gelassen, warum die VerÃ¤nderung der
Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die Beantragung einer Wohnungserstausstattung
unbeachtlich bleiben solle. Im Wortlaut des Â§ 36 Abs. 1 SGB II fehle jeglicher
Anhaltspunkt hierfÃ¼r. Unter AusÃ¼bung des Ermessens nach Â§ 75 Abs. 5
Sozialgerichtsgesetz (SGG) sei der Beigeladene zu verurteilen gewesen. Die von ihm
erlassenen Bescheide stÃ¼nden dem nicht entgegen, da hiergegen ein
Klageverfahren anhÃ¤ngig sei. Dass der KlÃ¤ger nicht explizit gegen die Bescheide
vom 29.08.2018 bzw. 05.09.2018 Widerspruch bzw. Klage erhoben habe, sei
unschÃ¤dlich, da der Widerspruch vom 02.10.2018 erweiternd auch als
Widerspruch gegen den Bescheid vom 05.09.2018, der seinerseits im VerhÃ¤ltnis
zum Bescheid vom 29.08.2018 als Zweitbescheid einzustufen sei, auszulegen sei
bzw. sich der Beklagte auf eine SachprÃ¼fung der Frage einer zuschussweisen
Leistung im Widerspruchsbescheid eingelassen und hierzu eine eigenstÃ¤ndige
Regelung getroffen habe. Zum Umfang der Leistungen seien keine Bedenken
vorgebracht worden.

Dagegen hat der Beigeladene Berufung beim Bayer. Landessozialgericht (LSG)
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eingelegt. Der KlÃ¤ger habe im Zeitpunkt der Antragstellung seinen gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt noch im ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Beklagten gehabt, weshalb dieser
aufgrund des Urteils des BSG vom 23.05.2012 Ã¶rtlich zustÃ¤ndig sei.
Dementsprechend sei der Antrag auch zustÃ¤ndigkeitshalber an den Beklagten
weitergeleitet worden. Bei Antragstellung habe der KlÃ¤ger seine Adresse in H-
Stadt als Absender angegeben. Es sei nicht davon auszugehen, dass er in den
NÃ¤chten vom 13.08.2018 bis 16.08.2018 in M-Stadt Ã¼bernachtet habe.

Der Beigeladene beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom 22.11.2019 aufzuheben und den
Beklagten zu verurteilen, die Kosten der Erstausstattung an den KlÃ¤ger in HÃ¶he
von 2.313,00 â�¬ zu erstatten sowie diesen Betrag direkt an den Beigeladenen zur
Tilgung des bewilligten Darlehens zu zahlen und den Beklagten zu verurteilen, die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers beider Instanzen sowie die Kosten des
Verfahrens der Widerklage beider Instanzen zu tragen.

Der Beklagte beantragt,
die Berufung als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Erstausstattung verbleibe beim
Beigeladenen. Aufgrund des bereits erfolgten Umzugs sei es auch gar nicht
mÃ¶glich gewesen zu prÃ¼fen, ob die Erstausstattung in dem gezahlten Umfang
notwendig gewesen sei.

Der KlÃ¤ger hat weder einen Antrag gestellt noch sich zur Sache geÃ¤uÃ�ert.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die vom Beklagten und vom
Beigeladenen vorgelegten Verwaltungsakten sowie die Gerichtsakten erster und
zweiter Instanz Bezug genommen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG) und im tenorierten Umfang auch bergrÃ¼ndet. Zu
Unrecht hat das SG den Beigeladenen verurteilt, die dem KlÃ¤ger darlehensweise
gewÃ¤hrte Erstausstattung in einen Zuschuss umzuwandeln. Vielmehr ist der
Bescheid des Beklagten vom 12.09.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 06.11.2018 rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Dem
KlÃ¤ger steht ein Anspruch auf GewÃ¤hrung der Wohnungserstausstattung gegen
den Beklagten entsprechend der HÃ¶he des vom Beigeladenen gewÃ¤hrten
Darlehens i.H.v. 2.084,00 â�¬ zu. Ein weiterer Anspruch auf Leistungen fÃ¼r einen
Ofen i.H.v. 229,00 â�¬ gilt mit der Leistung einer entsprechenden Beihilfe durch
den Beigeladenen als erfÃ¼llt. Der Betrag ist dem Beigeladenen auf seine
Widerklage durch den Beklagten zu erstatten.

Streitgegenstand ist der Bescheid des Beklagten vom 12.09.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 06.11.2018, mit dem er die GewÃ¤hrung von
Leistungen fÃ¼r die Erstausstattung der vom KlÃ¤ger zum 16.08.2018 bezogenen,
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im Bereich des Beigeladenen liegenden Wohnung abgelehnt hat. Es handelt sich
dabei um gesondert zu erbringende Leistungen (Â§ 24 Abs. 3 Satz 2 SGB II), die
einen eigenstÃ¤ndigen, abtrennbaren Streitgegenstand darstellen, Ã¼ber den
isoliert und unabhÃ¤ngig von den Ã¼brigen Grundsicherungsleistungen
entschieden werden kann (vgl. dazu BSG, Urteil vom 13.04.2011 â�� B 14 AS 53/10
R â�� m.w.N. â�� juris). Der KlÃ¤ger hat eine statthafte kombinierte Anfechtungs-
und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 4 SGG) erhoben, denn ein Auswahlermessen in
Bezug auf die Form der LeistungsgewÃ¤hrung (Sach- oder Geldleistung), das dem
Beklagten nach Â§ 24 Abs. 3 Satz 5 eingerÃ¤umt ist, kann nach der bereits
erfolgten Ausstattung der Wohnung nicht mehr ausgeÃ¼bt werden (vgl. dazu auch
BSG, Urteil vom 19.08.2010 â�� B 14 AS 10/09 R â�� juris).

Weiterer Streitgegenstand ist â�� nach Auslegung des Antrages (Â§ 123 SGG) â��
die vom Beigeladenen gegen den Beklagten erhobene Widerklage (Â§ 100 SGG),
mit der er eine Zahlung des Beklagten i.H.v. 2.313,00 â�¬ im Wege eines
Erstattungsanspruchs fÃ¼r die bereits an den KlÃ¤ger erbrachten Leistungen fÃ¼r
die Wohnungserstausstattung an sich geltend macht. Die insoweit erhobene
allgemeine Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 5 SGG) ist zulÃ¤ssig. Bei dem Gericht der
Klage kann eine Widerklage erhoben werden, wenn der Gegenanspruch mit dem in
der Klage geltend gemachten Anspruch oder mit den gegen ihn vorgebrachten
Verteidigungsmitteln zusammenhÃ¤ngt (Â§ 100 SGG). Als vom SG notwendig
Beigeladener konnte dieser nach Â§ 75 Abs. 4 Satz 1 SGG innerhalb der AntrÃ¤ge
der anderen Beteiligten selbstÃ¤ndig Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend
machen sowie alle Verfahrenshandlungen wirksam vornehmen und nach Â§ 75 Abs.
4 Satz 2 SGG abweichende SachantrÃ¤ge stellen, mithin auch eine Widerklage
gegen den Beklagten erheben (vgl. Haupt/Wehrhahn in Fichte/JÃ¼ttner, SGG, 3.
Auflage, Â§ 100 Rn. 9; zur ZulÃ¤ssigkeit im Falle einer Widerklage eines Beklagten
gegen einen notwendig Beigeladenen: B. Schmidt in Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage, Â§ 75 Rn. 17g). Der
Erstattungsanspruch steht mit dem vom KlÃ¤ger geltend gemachten
Leistungsanspruch in Zusammenhang, denn soweit ein solcher besteht, gilt der
Anspruch des Berechtigten gegen den zur Leistung verpflichteten LeistungstrÃ¤ger
als erfÃ¼llt (Â§ 107 Abs. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB X). Der
Beigeladene hat beim SG bereits beantragt, den Beklagten zur Leistung und zur
Zahlung von 2.313,00 â�¬ an ihn zur Tilgung des an den KlÃ¤ger bewilligten
Darlehens zu verpflichten, womit er letztlich einen Erstattungsanspruch gegen den
Beklagten im Wege der Widerklage geltend gemacht hat. Auch auÃ�erhalb des
gerichtlichen Verfahrens hat der Beigeladene mit Schreiben an den Beklagten vom
19.08.2019 einen Erstattungsanspruch angezeigt. Trotz der
BerufungsbeschrÃ¤nkung fÃ¼r Erstattungsstreitigkeiten zwischen juristischen
Personen des Ã¶ffentlichen Rechts oder BehÃ¶rden bei einer fehlenden
Ã�berschreitung des Wertes des Beschwerdegegenstandes von 10.000,00 â�¬ (Â§
144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG) ist die Berufung des Beigeladenen auch hinsichtlich
der Widerklage zulÃ¤ssig, denn dessen Rechtsmittel betrifft zugleich seine
Verurteilung zur Umwandlung des dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrten Darlehens fÃ¼r die
Wohnungserstausstattung in einen Zuschuss, die der BerufungsbeschrÃ¤nkung des 
Â§ 144 SGG nicht unterliegt. Die Frage des Anspruchs des KlÃ¤gers auf Leistungen
fÃ¼r eine Wohnungserstausstattung ist insoweit aber vorgreiflich fÃ¼r das
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Bestehen eines etwaigen Erstattungsanspruchs des Beigeladenen gegen den
Beklagten, so dass auch der abhÃ¤ngige Anspruch auf Erstattung ohne RÃ¼cksicht
auf dessen Beschwerdewert berufungsfÃ¤hig ist (vgl. BSG, Urteil vom 22.04.1998
â�� B 9 VG 6/96 R â�� Rn. 17 â�� juris; Wehrhahn in jurisPK-SGG, 1. Auflage, Â§ 144
Rn. 11).

Dem KlÃ¤ger steht ein Anspruch auf GewÃ¤hrung der von ihm nach Â§ 37 Abs. 1
Satz 2 SGB II gesondert beantragten Leistungen fÃ¼r eine
Wohnungserstausstattung gegen den Beklagten zu.

Nach Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 SGB II i.V.m. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten Personen,
die das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht
erreicht haben, erwerbsfÃ¤hig sowie hilfebedÃ¼rftig sind und ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben (erwerbsfÃ¤hige
Leistungsberechtigte) Alg II. Der KlÃ¤ger hat die Leistungsvoraussetzungen dem
Grunde nach unzweifelhaft erfÃ¼llt. Sowohl der Beklagte (bis 15.08.2018) als auch
der Beigeladene (ab 16.08.2018) haben dem KlÃ¤ger entsprechend Leistungen, u.a.
fÃ¼r den Regelbedarf gewÃ¤hrt.

Nicht vom Regelbedarf nach Â§ 20 SGB II umfasst sind Bedarfe fÃ¼r
Erstausstattungen fÃ¼r die Wohnung einschlieÃ�lich HaushaltsgerÃ¤ten (Â§ 24 Abs.
3 Satz 1 Nr. 1 SGB II). Entsprechende Leistungen fÃ¼r diese Bedarfe werden
gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 3 Satz 2 SGB II gesondert erbracht.

ZustÃ¤ndig fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Leistungen fÃ¼r die Erstausstattung ist
vorliegend der Beklagte. TrÃ¤ger u.a. der Leistungen nach Â§ 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1
SGB II sind gemÃ¤Ã� Â§ 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB II die kreisfreien StÃ¤dte und Kreise
(kommunale TrÃ¤ger). Die einheitliche DurchfÃ¼hrung der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende und die Aufgabenwahrnehmung erfolgt durch eine gemeinsame
Einrichtung (Â§ 44b Abs. 1 Satz 1 und 2 SGB II). Die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit folgt
dabei aus Â§ 36 Abs. 1 Satz 2 SGB II, wonach fÃ¼r die Leistungen nach Â§ 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SGB II der kommunale TrÃ¤ger zustÃ¤ndig ist, in dessen Gebiet die
erwerbsfÃ¤hige leistungsberechtigte Person ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt hat.

Der KlÃ¤ger hat vorliegend mit Schreiben vom 13.08.2018, eingegangen beim
Beigeladenen am 14.08.2018 die GewÃ¤hrung einer Erstausstattung fÃ¼r die neue
Wohnung beantragt. Zu diesem Zeitpunkt â�� die neue Wohnung wurde erst zum
16.08.2018 angemietet; Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger die Wohnung
bereits zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt bezogen hat, sind nicht ersichtlich â�� hatte
der KlÃ¤ger seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt (noch) im Bereich des Beklagten, wo
er eine Gemeinschaftsunterkunft bewohnt hat. Dass der vom Beigeladenen
weitergeleitete Antrag beim Beklagten erst am 17.08.2018 eingegangen ist, ist
unerheblich. Die Leistungen fÃ¼r eine Erstausstattung sind nach Â§ 37 Abs. 1 Satz
2 SGB II gesondert zu beantragen, und zwar nach Â§ 16 Abs. 1 Satz 1 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I) grundsÃ¤tzlich beim zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger.
Jedoch sind AntrÃ¤ge â�� wie der vorliegende -, die (u.a.) bei einem
unzustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger gestellt werden, unverzÃ¼glich an den
zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger weiterzuleiten, und im Falle einer
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antragsabhÃ¤ngigen Sozialleistung gilt der Antrag als zu dem Zeitpunkt gestellt, in
dem er bei einer in Â§ 16 Abs. 1 Satz 1 SGB I genannten Stellen eingegangen ist (Â§
16 Abs. 2 Satz 1 und 2 SGB I). Danach muss der Beklagte den Antrag vom
14.08.2018 gegen sich gelten lassen. Der Antrag gilt auch ihm gegenÃ¼ber als an
diesem Tag gestellt, denn die GewÃ¤hrung einer Wohnungserstausstattung
erfordert nach Â§ 37 SGB II die Stellung eines Leistungsantrages. Soweit der
KlÃ¤ger am 07.09.2018 erneut direkt beim Beklagten einen Antrag auf
entsprechende Leistungen gestellt hat â�� auf diesen hat sich der Beklagte in
seinem Bescheid vom 12.09.2018 auch bezogen â�� kommt dem keine
weitergehende Bedeutung zu, denn maÃ�geblich ist, dass der ursprÃ¼ngliche
Antrag des KlÃ¤gers an den Beklagten weitergeleitet worden ist, mithin ein Antrag
zu dem Zeitpunkt als gestellt galt, zu dem der KlÃ¤ger noch im Bereich des
Beklagten seinen tatsÃ¤chlichen Aufenthalt hatte, und Ã¼ber diesen vom
Beklagten noch nicht entschieden worden war. Der Beigeladene hatte zuvor in den
Bescheiden vom 29.08.2018 und 05.09.2018 auch lediglich auf seine fehlende
Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit verwiesen. Der inhaltlich unverÃ¤nderte Antrag vom
07.09.2018 ist daher eine bloÃ�e Wiederholung des Antrages vom 14.08.2018.

Eine gesonderte ZustÃ¤ndigkeit eines anderen LeistungstrÃ¤gers aufgrund
gesetzlicher Zuweisung besteht nicht. Eine entsprechende Regelung ist in Â§ 24
Abs. 3 SGB II nicht enthalten. Die Regelung des Â§ 22 Abs. 6 Satz 1 SGB II â��
ZustÃ¤ndigkeit des bisherigen Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen kommunalen TrÃ¤gers fÃ¼r
Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten bzw. ZustÃ¤ndigkeit des
kommunalen TrÃ¤gers am Zuzugsort fÃ¼r eine Mietkaution und fÃ¼r den Erwerb
von Genossenschaftsanteilen â�� gilt nicht fÃ¼r die Leistungen einer
Wohnungserstausstattung. Weder aus Â§ 24 Abs. 3 SGB II noch aus Â§ 36 SGB II
folgt zudem, dass es auf die Lage der auszustattenden Wohnung ankÃ¤me (so
bereits zu Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II a.F.: BSG, Urteil vom 23.05.2012 â�� B 14
AS 156/11 R â�� juris).

Die mit dem Antrag vom 14.08.2018 begrÃ¼ndete Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des
Beklagten bleibt damit bestehen, denn Â§ 24 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 SGB II als weitere
bedarfsbezogene Leistung fÃ¼r die Unterkunft knÃ¼pft hinsichtlich der Ã¶rtlichen
ZustÃ¤ndigkeit entsprechend dem Grundgedanken des Â§ 36 SGB II allein an den
Aufenthalt der leistungsberechtigten Person bei Antragstellung an (so
ausdrÃ¼cklich BSG, a.a.O.). Soweit das SG darauf abstellt, es sei fÃ¼r jeden
Leistungstag zu prÃ¼fen, wo die leistungsberechtigte Person ihren gewÃ¶hnlichen
bzw. tatsÃ¤chlichen Aufenthalt habe, so dass eine Ã�nderung des gewÃ¶hnlichen
bzw. tatsÃ¤chlichen Aufenthalts auch einen ZustÃ¤ndigkeitswechsel zur Folge habe,
ist dies hinsichtlich der laufenden LeistungsgewÃ¤hrung zutreffend. Nach Â§ 41 Abs.
1 Satz 1 SGB II besteht der Anspruch auf Alg II fÃ¼r jeden Kalendertag. Insoweit
bewilligte der Beigeladene auch ab 16.08.2018, dem ersten Tag der
Wohnsitznahme des KlÃ¤gers in dessen ZustÃ¤ndigkeitsbereich, Alg II in Form der
laufenden Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes. In diesem Fall ist der
Bedarf erst mit dem Umzugstag begrÃ¼ndet. Im Rahmen der
Wohnungserstausstattung ist aber der Zeitpunkt der Bedarfsentstehung nicht
eindeutig erst dem Zeitraum nach erfolgtem Umzug zuzuordnen (so aber SG Berlin,
Beschluss vom 01.12.2005 â�� S 96 AS 10358/05 ER; SG Stade, Beschluss vom
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23.08.2010 â�� S 17 AS 613/10 ER â�� alle zitiert nach juris; ohne BegrÃ¼ndung
fÃ¼r die ZustÃ¤ndigkeit des TrÃ¤gers am Zuzugsort: Hengelhaupt in Hauck/Noftz,
SGB II, Stand 11/2020, Â§ 36 Rn. 214 und Breitkreuz in BeckOK-SGB II, Stand
12/2020, Â§ 24 Rn. 19; differenzierender: von Boetticher in MÃ¼nder/Geiger, SGB II,
7. Auflage, Â§ 24 Rn. 50; der Senat hat in seinem Beschluss vom 11.12.2006 â�� L
11 B 544/06 AS ER â�� juris â�� diese Frage im Rahmen eines einstweiligen
Rechtsschutzverfahrens nicht abschlieÃ�end beantwortet, sondern darauf
hingewiesen, dass der Bedarf an MÃ¶beln nicht bereits bei Antragstellung
entstehen mÃ¼sse, vielmehr auch erst im Zeitpunkt des Mietbeginns der neuen
Wohnung entstehen kÃ¶nne, und fÃ¼r die Hauptsache darauf verwiesen, dass eine
Auseinandersetzung mit der Regelung des Â§ 36 SGB II und Â§ 23 Abs. 6 SGB II a.F.
notwendig sei). Dem Leistungsberechtigten steht es zu, dass er eine mit
notwendigen und angemessenen EinrichtungsgegenstÃ¤nden und
HaushaltsgerÃ¤ten ausgestattete Wohnung beziehen kann. Dazu kann es
erforderlich sein, bereits vor dem Umzugstag die GegenstÃ¤nde anzuschaffen,
damit sie nach dem Umzug auch tatsÃ¤chlich zur VerfÃ¼gung stehen. Es kann
nicht verlangt werden, dass der Leistungsberechtigte zunÃ¤chst in eine leere
Wohnung zieht, um dann erst die notwendigen Dinge zu beschaffen. Es besteht
daher keine FÃ¤lligkeit des Bedarfs erst ab dem Umzug mit der Folge, dass fÃ¼r die
GewÃ¤hrung von Leistungen zur Wohnungserstausstattung stets der Ã¶rtliche
TrÃ¤ger am Zuzugsort zustÃ¤ndig wÃ¤re (so auch Schreiben des Bayerischen
Staatsministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales, Familie und Integration vom
20.07.2017 â�� I 3/6074.04 â�� 1/315 â�� unter Ziffer 5.2). Dass es im
vorliegenden Fall offenbar anders war, und der KlÃ¤ger zunÃ¤chst in
â��unzumutbarenâ�� VerhÃ¤ltnissen leben musste â�� so der Beklagte selbst im
Schreiben an den Beigeladenen vom 04.09.2018 -, ist daher nicht entscheidend. Ein
einmal begrÃ¼ndeter Bedarf erledigt sich nicht mit dem Umzug. Andernfalls
mÃ¼sste der TrÃ¤ger am Zuzugsort stets alle aus der Vergangenheit noch offenen
AnsprÃ¼che begleichen, was aber gerade die Abgrenzung der Ã¶rtlichen
ZustÃ¤ndigkeit in Â§ 36 SGB II regeln will. Alleine daraus, dass sich die PrÃ¼fung
eines Anspruchs auf Erstausstattung einer Wohnung auf den Ausstattungsbedarf
fÃ¼r eine bestimmte Wohnung bezieht, folgt daher keine abweichende Regelung
fÃ¼r die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit (so auch BSG a.a.O.). Zwar ist es fÃ¼r den
bisherigen Ã¶rtlichen TrÃ¤ger ggf. schwieriger, am Zuzugsort zu prÃ¼fen, welcher
Bedarf in der neuen Wohnung besteht, allerdings wÃ¤re es auch umgekehrt so,
dass der neue Ã¶rtliche TrÃ¤ger Schwierigkeiten hÃ¤tte, die bisher bereits
vorhandenen MÃ¶bel in Augenschein zu nehmen, damit der Bedarf diesbezÃ¼glich
festgestellt werden kann. Hieraus lÃ¤sst sich daher kein Argument fÃ¼r eine
generelle ZustÃ¤ndigkeit des Ã¶rtlichen TrÃ¤gers am Zuzugsort gewinnen. Auch
eine abweichende Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit nach Â§ 36 Abs. 2 Satz 1 SGB II ist nicht
gegeben, da der KlÃ¤ger erkennbar nicht verpflichtet war, seinen Wohnsitz
auÃ�erhalb des Bereichs des Beklagten zu nehmen.

Die Ausstattung mit wohnraumbezogenen GegenstÃ¤nden umfasst solche, die eine
geordnete HaushaltsfÃ¼hrung und ein an den herrschenden Lebensgewohnheiten
orientiertes Wohnen ermÃ¶glichen, und bezieht sich auf den jeweiligen Bedarf des
Leistungsberechtigten. Ã�ber die Befriedigung der BedÃ¼rfnisse nach Schutz vor
Witterung und einer Gelegenheit zum Schlafen durch eine Wohnung, soll auch die
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Unterbringung von GegenstÃ¤nden aus dem persÃ¶nlichen Lebensbereich sowie die
FÃ¼hrung eines Haushalts ermÃ¶glichen werden, wobei allerdings nur eine
angemessene Ausstattung berÃ¼cksichtigt werden kann, die den grundlegenden
BedÃ¼rfnissen genÃ¼gt und im unteren Segment des Einrichtungsniveaus liegt
(vgl. dazu insgesamt: BSG, Urteil vom 13.04.2011 â�� B 14 AS 53/10 R â�� m.w.N.
â�� juris). Zur Wohnungserstausstattung zÃ¤hlen insbesondere auch Ã�fen und
eine Waschmaschine (von Boetticher in LPK-SGB II, 7. Auflage, Â§ 24 Rn. 28 und
30).

Der KlÃ¤ger hat bis zum Umzug in den Bereich des Beigeladenen in einer
Gemeinschaftsunterkunft in H-Stadt gelebt. Es ist nicht erkennbar, dass der KlÃ¤ger
dort bereits Ã¼ber entsprechende MÃ¶bel verfÃ¼gt hat, mit denen er die neu
angemietete Wohnung hÃ¤tte ausstatten kÃ¶nnen. Sofern der Beklagte einwendet,
aufgrund des bereits erfolgten Umzuges sei gar nicht klar, ob die Anschaffungen
notwendig gewesen seien, greift dies nicht durch. Vielmehr hat der Beklagte im
Schreiben vom 04.09.2018 an den Beigeladenen selbst ausgefÃ¼hrt, dass die
fehlerhafte Ablehnungsentscheidung des Beigeladenen dazu fÃ¼hre, dass der
KlÃ¤ger voraussichtlich seit Mitte August 2018 unter unzumutbaren Bedingungen in
seiner Wohnung leben mÃ¼sse, da er nicht die MÃ¶glichkeit habe, sich
EinrichtungsgegenstÃ¤nde anzuschaffen. Deshalb werde darum gebeten, nach dem
Gesetz zu handeln und die Wohnungserstausstattung zu bewilligen. Es ist auch
nicht ersichtlich, dass der Beklagte dem KlÃ¤ger Leistungen fÃ¼r eine
Wohnungserstausstattung fÃ¼r die frÃ¼her bewohnte Gemeinschaftsunterkunft
erbracht hÃ¤tte. Auch die vom KlÃ¤ger beim M. O-Stadt im Wert von 1.862,00 â�¬
angeschafften GegenstÃ¤nde (gebrauchte KÃ¼che zzgl. Aufbau, Boiler mit
Niederdruckarmatur, Arbeitsplatte, Kleinteile, gebrauchtes Einzelbett mit Lattenrost
und neue Matratze, gebrauchter Kleiderschrank, gebrauchter Esstisch mit zwei
gebrauchten StÃ¼hlen, gebrauchter Wohnzimmerschrank, gebrauchte
Couchgarnitur, gebrauchter Sessel, gebrauchter Couchtisch, gebrauchte
Deckenlampen und Waschmaschine) einschlieÃ�lich Lieferung und Anschluss des
Elektroherdes unter Rechnungstellung von 62,00 â�¬ sowie 160,00 â�¬ fÃ¼r
Haushaltswaren und Bettzeug erscheinen demzufolge notwendig und angemessen,
zumal es sich nahezu ausschlieÃ�lich um gebrauchte, preiswerte GegenstÃ¤nde
handelte. Auch die Anschaffung eines Ã�lofens zu einem Preis von 229,00 â�¬ stellt
keine unangemessene Ausgabe dar. Der Beklagte hat keine konkreten EinwÃ¤nde
gegen einzelne Positionen geltend gemacht, die Anlass fÃ¼r eine weitergehende
PrÃ¼fung der Erforderlichkeit bzw. Angemessenheit eines einzelnen Gegenstandes
durch den Senat geben wÃ¼rden. Nachdem das SG darÃ¼ber hinaus dem KlÃ¤ger
keine Leistungen fÃ¼r weitere GegenstÃ¤nde wie Teppiche, Staubsauger, Gardinen,
Duschvorhang, etc. sowie weitere Ã�fen zugesprochen hat, war die Notwendigkeit
ihrer Anschaffung im Berufungsverfahren nicht mehr zu prÃ¼fen, da der KlÃ¤ger
selbst keine Berufung gegen das Urteil des SG bzw. eine Anschlussberufung
eingelegt hat.

Das dem Beklagten eingerÃ¤umte Ermessen, die Leistungen als Sach- oder
Geldleistung zu erbringen, ist auf Null geschrumpft. Der KlÃ¤ger hat die
GegenstÃ¤nde bereits angeschafft, so dass es alleine noch um einen auf
Geldleistung gerichteten Zahlungsanspruch geht. Die Erstattung von Kosten bei
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Selbstbeschaffung unaufschiebbarer Sozialleistungen (also in Eil- und NotfÃ¤llen)
sowie im Falle rechtswidriger Leistungsablehnung ist Ausdruck eines allgemeinen
Rechtsgedankens im Sozialrecht (BSG, Urteil vom 19.08.2010 â�� B 14 AS 36/09 R
â�� m.w.N. â�� juris). Die Voraussetzungen des Kostenerstattungsanspruchs liegen
auch vor, denn die Anschaffung der ErstausstattungsgegenstÃ¤nde erfolgte erst
nach der rechtswidrigen Ablehnung der LeistungsgewÃ¤hrung durch den Beklagten
mit Bescheid vom 12.09.2018. So erhielt der KlÃ¤ger den Berechtigungsschein fÃ¼r
das Sozialkaufhaus erst am 20.09.2018 (siehe dazu auch BSG a.a.O.). Im Ã�brigen
hat der Beklagte selbst im Schreiben an den Beigeladenen vom 04.09.2018 auf die
besondere Dringlichkeit einer unverzÃ¼glichen Anschaffung der
Wohnungserstausstattung hingewiesen.

Soweit der Beigeladene eine Leistung i.H.v. 229,00 â�¬ fÃ¼r einen Ã�lofen bereits
als Beihilfe nach Â§ 24 Abs. 3 SGB II erbracht hat (Bescheid vom 08.10.2018), ist
eine ErfÃ¼llungsfiktion eingetreten. Nach Â§ 107 Abs. 1 SGB X gilt der Anspruch des
Berechtigten gegen den zur Leistung verpflichteten LeistungstrÃ¤ger als erfÃ¼llt,
soweit ein Erstattungsanspruch besteht. Im Hinblick auf die Leistung fÃ¼r den Ofen
i.H.v. 229,00 â�¬ steht dem Beigeladenen ein Erstattungsanspruch gegen den
Beklagten zu. Hinsichtlich der Ã¼brigen vom Beigeladenen als Darlehen erbrachten
Leistungen nach Â§ 24 Abs. 1 SGB II (Bescheid vom 20.09.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 16.10.2019) besteht dagegen keine
ErfÃ¼llungswirkung.

Nach Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 SGB X hat ein unzustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger, der
Sozialleistungen erbracht hat, ohne dass die Voraussetzungen von Â§ 102 Abs. 1
SGB X vorliegen, einen Erstattungsanspruch gegen den zustÃ¤ndigen oder
zustÃ¤ndig gewesenen LeistungstrÃ¤ger, soweit dieser nicht bereits selbst geleistet
hat, bevor er von der Leistung des anderen LeistungstrÃ¤gers Kenntnis erlangt hat.
Nach den obigen AusfÃ¼hrungen war der Beklagte vorliegend der fÃ¼r die
Erbringung der Leistungen fÃ¼r den Ã�lofen zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger, der
Beigeladene folglich unzustÃ¤ndig. Da dem Bescheid vom 08.10.2018 nicht zu
entnehmen ist, dass es sich um eine vorlÃ¤ufige Leistungserbringung i.S.v. Â§ 43
Abs. 1 Satz 1 SGB I gehandelt haben soll, erfolgte die diesbezÃ¼gliche Bewilligung
abschlieÃ�end und endgÃ¼ltig. Somit waren die Voraussetzungen des Â§ 102 Abs.1
SGB X nicht gegeben, da der dortige Erstattungsanspruch die Erbringung einer
vorlÃ¤ufigen Leistung voraussetzt. Der Beklagte selbst hat auch keine Leistung an
den KlÃ¤ger fÃ¼r eine Wohnungserstausstattung erbracht. Ein Erstattungsanspruch
nach Â§ 105 Abs. 1 SGB X ist damit gegeben und die ErfÃ¼llungsfiktion nach Â§ 107
SGB X insoweit eingetreten.

Im Hinblick auf die Ã¼brigen vom Beigeladenen erbrachten Leistungen an den
KlÃ¤ger besteht kein Erstattungsanspruch, so dass insoweit keine
ErfÃ¼llungswirkung eingetreten ist. Ausweislich des Bescheides vom 20.09.2018
erfolgte die GewÃ¤hrung der Leistungen nicht als Beihilfe, sondern als Darlehen.
Damit fehlt es an der von Â§ 105 SGB X vorausgesetzten Gleichartigkeit der
erbachten Sozialleistungen, denn eine nur darlehensweise Bewilligung der Leistung
stellt ein aliud gegenÃ¼ber der GewÃ¤hrung einer Leistung als Zuschuss dar (vgl.
dazu auch LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 30.10.2008 â�� L 7 AS 34/08 â��
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m.w.N. â�� juris). Die GewÃ¤hrung eines Darlehens ist aber in Â§ 24 Abs. 3 SGB II
nicht vorgesehen. Im Ã�brigen wurden die Leistungen nach Â§ 24 Abs. 1 SGB II
erbracht, der sich gerade nicht auf die Wohnungserstausstattung bezieht. Auch ein
Erstattungsanspruch nach Â§ 102 Abs. 1 SGB X besteht nicht, denn dem Bescheid
kann nicht entnommen werden, dass es sich um eine vorlÃ¤ufige Leistung nach Â§
43 Abs. 1 Satz 1 SGB I handelt. Zwar wird in dem Bescheid ausgefÃ¼hrt, dass der
Beklagte eine einmalige Beihilfe abgelehnt habe, und fÃ¼r den Fall, dass der
Beklagte zustÃ¤ndigkeitshalber die Wohnungserstausstattung als einmalige Beihilfe
bewilligen wÃ¼rde, bei diesem eine Erstattung der gezahlten Leistungen geltend
gemacht werde. Damit kommt aber nicht hinreichend zum Ausdruck, dass es sich
lediglich um eine vorlÃ¤ufige LeistungsgewÃ¤hrung handeln soll. Vielmehr drohte
dem KlÃ¤ger auch die Vornahme einer Aufrechnung des Darlehens im Umfang von
10% des Regelbedarfs (Â§ 42a Abs. 2 SGB II), die der Beigeladene nach der
BegrÃ¼ndung des Bescheides nur deshalb nicht vorgenommen hat, weil noch eine
anderweitige Aufrechnung vorrangig erfolgte.

Der KlÃ¤ger kann demnach vom Beklagten noch die Zahlung weiterer 2.084,00 â�¬
verlangen, die ihm dann ggfs. zur RÃ¼ckfÃ¼hrung des Darlehens beim
Beigeladenen zur VerfÃ¼gung stehen. Eine Rechtsgrundlage fÃ¼r eine Verurteilung
des Beklagten zur Zahlung direkt an den Beigeladenen besteht nicht. Auch hat der
KlÃ¤ger eine solche im Klage- bzw. Berufungsverfahren nicht beantragt.

Im Hinblick auf die Kosten fÃ¼r den Ã�lofen i.H.v. 229,00 â�¬ hat der Beigeladene
einen Erstattungsanspruch gegen den Beklagten. Die Voraussetzungen des Â§ 105
Abs. 1 Satz 1 SGB X liegen vor, denn der Beklagte, nicht der Beigeladene, der die
Leistung erbracht hat, ist zustÃ¤ndig. Die Voraussetzungen des Â§ 102 SGB X liegen
nicht vor. Hinsichtlich des Umfangs der Erstattung, der sich gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 2
SGB X nach den fÃ¼r den zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤ger, also den Beklagten,
geltenden Rechtsvorschriften richtet, bestehen keine Bedenken bezÃ¼glich der
Notwendigkeit und der Angemessenheit des angeschafften Ã�lofens. FÃ¼r beide
LeistungstrÃ¤ger ist Â§ 24 Abs. 3 SGB II die maÃ�gebliche Rechtsgrundlage fÃ¼r
die vorliegende LeistungsgewÃ¤hrung. Der Anspruch ist auch nicht nach Â§ 111
SGB X ausgeschlossen, da der Beigeladene den Erstattungsanspruch mit Schreiben
vom 19.08.2019 und damit innerhalb der Jahresfrist des Â§ 111 Satz 1 SGB X
gegenÃ¼ber dem Beklagten angezeigt hat. Die Jahresfrist begann insofern nicht vor
dem 20.09.2018, da die EinrichtungsgegenstÃ¤nde vom KlÃ¤ger erst nach der
Ausgabe des Berechtigungsscheins angeschafft worden sind, folglich der Tag fÃ¼r
den die Leistungen erbracht wurden frÃ¼hestens der 20.09.2018 gewesen sein
konnte. Wie oben ausgefÃ¼hrt, bestand dagegen kein Erstattungsanspruch des
Beigeladenen fÃ¼r die darlehensweise an den KlÃ¤ger gewÃ¤hrten Leistungen.

Damit war der Beklagte zur GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r die
Wohnungserstausstattung i.H.v. 2.084,00 â�¬ an den KlÃ¤ger und zur Erstattung
von Leistungen i.H.v. 229,00 â�¬ an den Beigeladenen zu verurteilen. Im Ã�brigen
war die Klage des KlÃ¤gers abzuweisen und die Berufung des Beigeladenen
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt fÃ¼r die Klage des KlÃ¤gers aus Â§ 193 SGG.
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Hinsichtlich der Widerklage des Beigeladenen gilt fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die
Kosten Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO),
denn insoweit fehlt es an einer Privilegierung der diesbezÃ¼glich Beteiligten i.S.v. 
Â§ 183 SGG (zur Erforderlichkeit einer vom Grundsatz der einheitlichen
Kostenentscheidung abweichenden getrennten Kostenentscheidung: B. Schmidt in
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Auflage, Â§ 183 Rn. 2a).

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs 2 Nr. 1 und 2 SGG zuzulassen, liegen
nicht vor. Im Hinblick auf die Entscheidung des BSG im Urteil vom 23.05.2012 (B 14
AS 156/11 R) sieht der Senat die Frage nach der Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die
Wohnungserstausstattung bereits fÃ¼r geklÃ¤rt an.

Erstellt am: 21.12.2021

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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